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Zusammenfassung 
Ohne drastische Änderungen der Ressourcenentnahme und der Landnutzungsänderungen 
werden die planetaren Grenzen immer weiter überschritten. Zur Erreichung der auf internatio-
naler, europäischer und nationaler Ebene verankerten Klima- und Bodenziele muss die Raum-
planung einen ambitionierten Pfad einschlagen. Ein gutes Leben für alle innerhalb der planetaren 
Grenzen kann mit einem Weiter-Wie-Bisher und einer nur geringen Reduktion des Ressourcen-
verbrauchs nicht umgesetzt werden. Um ein klimafreundliches Leben für Alle zu sichern, muss 
die Aufmerksamkeit vom individuellen Verhalten Einzelner stärker auf die Gestaltung der Rah-
menbedingungen und Strukturen verlagern werden, welche den individuellen Handlungsspiel-
raum abgrenzen, einschränken und ermöglichen. Die Planung muss die Menschen systematisch 
in die Entwicklung von räumlichen Leitbildern miteinbeziehen, mit denen die gerechte, grüne und 
produktive Stadt und Region anschaulich und erstrebenswert gemacht wird. Dabei sind sozia-
le und ökologische Herausforderungen miteinander zu verbinden und integrierte Lösungen auf 
allen Planungsebenen umzusetzen. Planung, Politik und Zivilgesellschaft müssen verstärkt die 
Verantwortung für den Umgang mit begrenzten Ressourcen wie dem Boden übernehmen.

Stichwörter 
Klimagerechte Raumplanung, Transformation, Raumstrukturen, klimafreundliches Leben,  
Planungs wende

1. RAUMSTRUKTUREN IN ÖSTERREICH

Die räumliche Entwicklung steht in Österreich vielerorts einer klimafreund-
lichen Gestaltung des Lebensalltags entgegen. Die Zersiedelung und Frag-
mentierung der Landschaft werden zunehmend sichtbar und spürbar und füh-
ren zu langen Wegen, die hauptsächlich mit dem Auto zurückgelegt werden. 
Auch wenn die Zuwachsraten in der Flächeninanspruchnahme und im moto-
risierten Individualverkehr in den letzten Jahren merklich gesunken sind – die 
bauliche Struktur und die Verkehrssituation in Österreichs verschärfen weiter-
hin die Klimakrise (Svanda & Zech, 2023; Austrian Panel on Climate Change 
(APCC), 2023b).
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Die Flächeninanspruchnahme ist ein wesentlicher Indikator für die Bewertung 
der räumlichen Entwicklung in Österreich. Als Flächeninanspruchnahme wird 
der dauerhafte Verlust biologisch produktiven Bodens durch Verbauung für 
Siedlungs-, Verkehrs- und Freizeitzwecke sowie durch Abbauflächen und In-
frastruktur verstanden. Bis zum Jahr 2020 wurden in Österreich insgesamt 
5.768 km2 (7 % der Landesfläche bzw. 18 % des Dauersiedlungsraumes) für 
Siedlungstätigkeiten in Anspruch genommen. In den letzten drei Jahren liegt 
die Flächeninanspruchnahme in Österreich bei durchschnittlich 11,5 Hektar 
pro Tag. Mehr als 41 % der neu in Anspruch genommenen Flächen werden 
durch Versiegelung wasser- und luftundurchlässig und gehen damit für wich-
tige Bodenfunktionen verloren (Umweltbundesamt (UBA), 2022).

Trotz einer langsamen Abnahme der Zuwächse bei Bodenverbrauch 
und Bodenversiegelung werden sowohl die europäischen Ziele der EU- 
Bodenstrategie (Europäische Kommission, 2021), als auch das nationale Ziel 
einer maximalen Flächeninanspruchnahme von 2,5 Hektar pro Tag der Öster-
reichischen Strategie Nachhaltige Entwicklung (Bundesministerium für Land- 
und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft, 2010) sowie des aktuellen 
Regierungsprogrammes 2020–24 (Die neue Volkspartei & Die Grünen – Die 
Grüne Alternative, 2020) deutlich überschritten. Ökologisch bedeutsame und 
landwirtschaftliche Flächen geraten weiter unter Druck und die zunehmen-
de Versiegelung hat negative Auswirkungen auf Biodiversität, Versorgungs-
sicherheit, Klimaschutz und Klimawandelanpassung (UBA, 2022).

Die in Anspruch genommene Fläche unterscheidet sich nach Raum-
typen. Eine Analyse der Flächeninanspruchnahme bezüglich Raumtypen und 
Wirkfaktoren in der Ostregion Österreichs hat ergeben, dass je urbaner der 
Raumtyp ist, desto höher ist die relative Flächeninanspruchnahme. Mit knapp 
40 % weisen Wien und die niederösterreichischen Agglomerationsgemeinden 
im Umland Wiens (urbane Großzentren) den höchsten Wert auf. In regionalen 
Zentren ist dieser Wert mit knapp 16 % deutlich geringer. Im ländlichen Raum 
liegt er, mit zwischen 5 und 8 %, unter dem Durchschnitt von 10 % in der Ost-
region im Jahr 2020 (Österreichisches Institut für Raumplanung (Österreichi-
sches Institut für Raumplanung (ÖIR), 2022).

Ganz anders stellt sich die in Anspruch genommene Fläche in Rela-
tion zur Bevölkerung dar: Je urbaner der Raumtyp ist, desto geringer ist die 
relative Flächeninanspruchnahme pro Einwohner_in. Urbane Großzentren 
haben mit 189 m2 pro Kopf die geringste Flächeninanspruchnahme pro Kopf, 
peripher gelegene ländliche Räume mit 1.596 m2 pro Kopf die höchste (ÖIR, 
2022).

Für die Flächeninanspruchnahme sind die zwei Nutzungstypen Sied-
lungsflächen und Verkehrsflächen maßgeblich verantwortlich, wobei in allen 
Raumtypen ein Großteil der Flächeninanspruchnahme auf die Siedlungsent-
wicklung entfällt. Im ländlichen Raum, insbesondere in peripheren Lagen lie-
gen die Anteile der Verkehrsflächen an der Flächeninanspruchnahme mit bis 
zu 46 % jedoch deutlich über jenen von urbanen Großzentren mit 25 % (ÖIR, 
2022).
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2. RAUMSTRUKTUREN FÜR EIN KLIMAFREUNDLICHES LEBEN1

„Klimafreundliches Leben strebt danach, eine hohe Lebensqualität bei Ein-
haltung planetarer Grenzen für alle Menschen zu erreichen. Es geht um ein 
gutes und sicheres Leben nicht nur für einige Menschen, sondern für alle, 
in Österreich und global“ (APCC, 2023b, S. 36). Klimafreundliches Leben 
belastet das Klima langfristig nicht. Klimafreundliches Leben als Normalfall 
reduziert die direkten und indirekten Treibhausgas-Emissionen rasch und si-
chert dauerhaft ein Klima, das ein gutes Leben für alle innerhalb planetarer 
Grenzen ermöglicht. Gerechtigkeit und die Deckung der Bedürfnisse sind ein 
wesentlicher Teil des klimafreundlichen Lebens (APCC, 2023b).

Das Rahmenkonzept der planetaren Grenzen definiert und quantifi-
ziert den sicheren Handlungsraum für die Menschheit entlang von neun mit-
einander verbundenen Umweltdimensionen. Die neun planetaren Grenzen, 
Klimawandel, Biosphärenschäden, Stratosphärischer Ozonabbau, Ozeanver-
sauerung, Änderung biochemischer Kreisläufe, Landnutzungswandel, Süß-
wassernutzung, Atmosphärischer Aerosolgehalt und Einführung neuer Subs-
tanzen und Lebensformen, müssen in einem systemischen Ansatz als Ganzes 
betrachtet werden. Sie werden zur Beschreibung des Holozän-Zustands der 
Erde verwendet, einer Sicherheitszone, die zur Vermeidung von gravierenden 
Folgen für die Menschen und das Erdsystem nicht verlassen werden sollte. 
Vier der neun planetaren Grenzen, nämlich Klimawandel, Biosphärenschä-
den, Landnutzungswandel und biochemische Kreisläufe, sind global bereits 
überschritten (Rockström et al., 2009; Gerten, 2020; APCC, 2023a).

Um den Klimawandel einzubremsen, müssen die Raumstruktur und 
die räumlichen Nutzungsformen so gestaltet werden, dass sie zur Klimaneu-
tralität beitragen, dass sie gleichzeitig an Veränderungen infolge des Klima-
wandels angepasst und Risiken durch präventive Maßnahmen minimiert sind 
(Österreichische Raumordnungskonferenz (ÖROK), 2021). Klimaverträgliche 
Siedlungsstrukturen sind boden- und energiesparende Raumstrukturen, wel-
che die Flächeninanspruchnahme, den notwendigen Verkehr (insbesondere 
den motorisierten Individualverkehr) sowie den Energieverbrauch in den Be-
reichen Verkehr, Siedlung- und Gebäude minimieren (Dollinger, 2010;  Svanda 
& Zech, 2023).

Raumstrukturen, die ein klimafreundliches Leben ermöglichen, wer-
den im Folgenden beschrieben.

2.1. Kompakte Siedlungsstrukturen mit qualitätsorientierter 
Nutzungsmischung und hochwertiger Durchgrünung 

Die Reduktion der Flächeninanspruchnahme durch kompakte Siedlungsstruk-
turen spielt in Anbetracht des wachsenden Bedarfs an Siedlungsraum eine 
zentrale Rolle. Die Prognose bis zum Jahr 2050 rechnet mit einer Erhöhung 
der Zahl der Einwohner_innen um ca. 9 % und der Haushalte um ca. 15 % 
(ÖROK, 2021). Wesentlich ist, dass „die Siedlungs- und Gewerbegebiete in 
den Städten und Gemeinden kompakt und durchgrünt angelegt sind (flächen-

1 Kapitel 2: Raumstrukturen für ein klimafreundliches Leben basiert im Wesentlichen auf dem APCC 
Special Report: Strukturen für ein klimafreundliches Leben (APCC SR Klimafreundliches Leben), Kapitel 19: 
Raumplanung
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sparende Bebauungsdichte, geringe Versiegelung, klimawirksame Bepflan-
zung)“ und „Wohnen, Arbeiten, Versorgung, Freizeitangebote und Grünräume 
nahe beieinander liegen (funktionale Durchmischung)“ (APCC, 2023c, S. 75). 
Die emissionsarmen Produktionsbetriebe der wissens- und dienstleistungs-
orientierten Wirtschaft ermöglichen wieder einer starke Nutzungsmischung 
und können damit zur Wiederbelebung von Orts- und Stadtzentren beitra-
gen (ÖROK, 2021; VCÖ, 2020; APCC, 2023c). Durch Multifunktionalität wird 
eine enge räumliche Nähe der Daseinsgrundfunktionen ermöglicht, die damit 

„komfortabel zu Fuß, mit dem Fahrrad oder dem öffentlichen Verkehr erreich-
bar sind (Stadt und Ort der kurzen Wege)“ (APCC, 2023c, S. 75).

2.2. Leistungsfähige Achsen und Knoten des öffentlichen Verkehrs als 
Rückgrat der Siedlungsentwicklung

Um klimafreundliche Raumstrukturen auf regionaler Ebene zu erreichen, 
muss der schienengebundene Verkehr das Rückgrat der Siedlungsentwick-
lung bilden. Die Siedlungsentwicklung soll an leistungsfähigen Achsen und 
Knoten des öffentlichen Verkehrs (Bahnhöfen und Haltestellen) konzentriert 
werden. Die Knoten müssen eine attraktive Verknüpfung mit anderen öffentli-
chen Verkehrsmitteln und bedarfsorientierten Verkehren zur Überwindung der 
letzten Meile sicherstellen (ÖROK, 2021; VCÖ, 2021; APCC, 2023b).

2.3. Polyzentrische Strukturen für eine hohe Versorgungsqualität an 
Gütern und Dienstleistungen

Polyzentrische Strukturen, die Zentren auf unterschiedlichen Ebenen, von lo-
kalen Zentren bis zu Großstädten, miteinander vernetzen, ermöglichen eine 
wohnortnahe und damit mobilitätssparende Daseinsvorsorge für die Bevölke-
rung mit Gütern und insbesondere Dienstleistungen. Klein- und Mittelzentren 
bilden dabei die Ankerpunkte für die Daseinsvorsorge. Überregionale und 
internationale Zentren gewährleisten die Versorgung mit Einrichtungen für 
einen spezialisierten Bedarf, wie beispielsweise Schwerpunktkrankenhäuser 
(ÖROK, 2021; Svanda & Zech, 2023). Wesentlich dabei ist, dass die „Einrich-
tungen der Wirtschaft, der Kultur, der Bildung, des Konsums und der Verwal-
tung auf die am besten geeigneten, klimaschonend erreichbaren Standorte 
verteilt und miteinander vernetzt sind und von den Gemeinden, Bewohner_
innen und Unternehmen der Region gemeinsam genutzt werden“ (APCC, 
2023c, S. 75). 

2.4. Schutz und ressourcenschonende Entwicklung von Freiräumen mit 
ihren vielfältigen Funktionen

Gegen den Druck der Flächeninanspruchnahme durch die Siedlungs- und Inf-
rastrukturentwicklung hat die Raumplanung künftig vor allem die Aufgabe, die 
Vielfalt von Freiräumen zu erhalten sowie die Freiraumfunktionen und Öko-
systemleistungen abzusichern, den Rückgang landwirtschaftlicher Flächen zu 
verhindern und die Biodiversität zu bewahren (ÖROK, 2021; Svanda & Zech, 
2023). „Landschafts- und Grünräume sowie Gewässer – die grüne und blaue 
Infrastruktur – [die] für die Naherholung attraktiv sind und zur Biodiversität, zur 
Produktion gesunder regionaler Lebensmittel, zur Gewinnung erneuerbarer 
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Energien und zur Klimawandelanpassung (Temperaturausgleich, Hochwas-
serretention) beitragen“ (APCC, 2023c, S. 75), sind wesentliche räumliche 
Strukturen für ein klimafreundliches Leben.

2.5. Räumliche Steuerung des Ausbaus erneuerbarer Energien und der 
Netze

Der Flächenbedarf für erneuerbare Energieträger (Sonnenenergie, Wasser-
kraft, Windkraft, Bioenergie, Geothermie), der neben der Energieproduktion 
auch die Speicherung, Transporte und Verteilung beinhaltet, führt zu einem 
zusätzlichen Druck auf räumliche Ressourcen und damit Flächenkonkurren-
zen. Um die Möglichkeiten der Erzeugung erneuerbaren Energie optimal 
nutzen zu können und Nutzungskonflikte zu reduzieren, sind eine langfristi-
ge planerische Steuerung sowie eine Flächensicherung notwendig  (Svanda 
& Zech, 2023). Zur Steuerung des räumlichen Ausbaus von erneuerbaren 
Energien „steht die Raumplanung vor der Herausforderung, die Flächen und 
Standorte mit der besten Eignung für Produktions- und Speicherstandorte 
zu ermitteln, sicherzustellen sowie bei Nutzungskonflikten zu vermitteln und 
zwischen unterschiedlichen Flächenansprüchen auszugleichen“ (Svanda & 
Zech, 2023; S. 536).

3. TRANSFORMATIVE PLANUNG

Ein gutes Leben für alle innerhalb der planetaren Grenzen kann mit einem 
Weiter-Wie-Bisher und einer nur geringen Reduktion des Ressourcenver-
brauchs nicht erreicht werden. Ohne drastische Änderung des Ressourcen-
verbrauchs und von Landnutzungsänderungen werden die ökologischen 
Grenzen immer weiter überschritten (Bärnthaler et al., 2024).

Transformative Raumplanung muss räumliche Strukturen und Rah-
menbedingungen schaffen, die ein klimafreundliches Leben für alle überhaupt 
erst ermöglichen, Wichtige Hebel zur Systemänderung liegen auf der politi-
schen aber auch auf der Produktions- und Vermarktungsebene (Bärnthaler 
et al., 2024). Klimaschutz und Klimawandelanpassung müssen in der Raum-
entwicklung und Raumplanung stärker verankert und verpflichtend in Ent-
wicklungskonzepte und Pläne aufgenommen und umgesetzt werden (ÖROK, 
2021). Die Bewältigung der Klimakrise ist eine Transformationsaufgabe, die 
alle Räume und alle Sektoren auf allen politischen und administrativen Ebe-
nen betrifft (ÖROK, 2021; APCC 2023b). Transformation wird dabei als Me-
tamorphose, als grundlegender Wandel, verstanden (Novy & Barlow, 2022). 
Nur mit einem ambitionierten Pfad, in dem keine neuen Gebäude und keine 
neuen Straßen auf der grünen Wiese gebaut werden, kann der Flächenver-
brauch stabilisiert werden. Dazu muss der Umbau von Gebäuden dem Abriss 
und Neubau vorgezogen und vorhandene Wohn- und Büroräume sowie Ge-
werbeflächen effizienter genutzt werden. Im Güter- und Personenverkehr sind 
eine massive Verlagerung auf den Schienenverkehr sowie eine Erhöhung des 
Anteils der aktiven Mobilität notwendig (Bärnthaler et al., 2024).

Die Deutsche Akademie für Städtebau und Landesplanung fordert 
in ihrer Berliner Erklärung „Unsere Städte und Regionen: Was sich ändern 
muss – Wie wir uns ändern müssen.“ einen Paradigmenwechsel für eine 
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transformative Planung. Dieser Paradigmenwechsel fordert die Raumpla-
nung sowie die raumrelevanten Fachplanungen auf, ihre Werthaltungen, 
Ziele, Institutionen und Planungs- und Entscheidungsprozesse an die Her-
ausforderungen des langfristigen Ziels der Klimaneutralität anzupassen und 
sich verstärkt für folgende Änderungen einzusetzen (Deutsche Akademie für 
Städtebau und Landesplanung e.V (DASL), 2022).

3.1. Systemisches Denken und Handeln

Der wichtigste Bezugsraum des Menschen ist die Region. Der Lebensraum 
und Wirtschaftsraum, also der „Funktionsraum“ vieler Menschen überschrei-
tet im Alltag ganz selbstverständlich politisch-administrative Grenzen (ÖROK, 
2016). Daher ist es wesentlich, „in regionalen Lebensräumen zu denken, zu 
planen und zu handeln und die regionale Ebene zu stärken“ (Svanda & Zech, 
2023; S. 540). Stadt und Land sind funktional vielfach miteinander verbunden 
und müssen in ihrem räumlichen Zusammenhang verstanden werden. Durch 
Kooperation der Gebietskörperschaften können anstatt der Konkurrenz um 
Einwohner_innen und Arbeitsplätze gemeinsame Interessen entstehen und 
Synergien genutzt werden können. Regionale Konzepte und Programme 
bieten dabei eine wichtige Unterstützung der kommunalen Ebene, beispiels-
weise wenn bei unpopulären Entscheidungen, wie etwa der Sicherung von 
Grünflächen, die politische Verantwortung auf eine übergeordnete Ebene ge-
schoben werden kann (ÖROK, 2016; DASL, 2022).

Neben der räumlichen Fragmentierung aufgrund von Verwaltungs-
grenzen muss aber auch die institutionelle und fachliche Fragmentierung 
durch Sektoralplanungen mit einer Kultur der Transdisziplinarität überwunden 
werden. Zur Planung von klimafreundlichen Raumstrukturen ist in den raum-
wirksamen Fachplanungen eine Abkehr von sektoralen Optimierungslogiken 
notwendig (DASL, 2022). Es muss eine Abstimmung zwischen sektoralen 
Zielen von Fachplanungen und Raumplanungszielen sowie Klimaschutz-
zielen erfolgen (ÖROK, 2021). Die Raumplanung muss ihre Koordinations-
aufgaben forcieren, um die Fachplanungen überfachlich zu steuern und einen 
Ausgleich zwischen den konkurrierenden Ansprüchen an den Raum herzu-
stellen. Wesentlich dabei ist das Erkennen von Konfliktfeldern sowie ihre 
Sichtbarmachung zur Sensibilisierung der Entscheidungsträger_innen (Einig, 
2011). Zur Koordination der Fachplanungen muss die räumliche Wirksamkeit 
ihrer Strategien und Planungen möglichst frühzeitig geprüft und räumliche 
Ziele integriert werden. Im Gegenzug sind die Anforderungen der sektoralen 
Planungen in Raumplanungsprozesse aufzunehmen (ÖROK, 2021; APCC, 
2023c; Svanda & Zech, 2023). In integrierten Raumentwicklungskonzepten 
sind Konzepte zur Lösung der Konfliktsituationen zu erarbeiten (Einig, 2011).

3.2. Neue Balance im Verhältnis von Menschen und Natur

Nach einem jahrzehntelangen Dogma des ungebremsten Wachstums, der 
Vorstellung der Naturbeherrschung und der Vorrangstellung technischer Lö-
sungen, die nicht auf Nachhaltigkeit und Suffizienz ausgerichtet sind, müssen 
die planetaren Grenzen in den Mittelpunkt der Betrachtung und Entscheidun-
gen gestellt werden. Dazu braucht es einen kulturellen Wandel, eine neue 
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Wertorientierung und ein Überdenken etablierter Anspruchshaltungen (DASL, 
2022; Novy & Barlow, 2022).

Eine klimaverträgliche Raumplanung erfordert ein gemeinsames Han-
deln unterschiedlicher Akteur_innen. Zur Erhöhung des Problembewusstseins 
für den Klimawandel und die Akzeptanz von Maßnahmen müssen Politik, Ver-
waltung und die Zivilgesellschaft umfassend informiert und sensibilisiert wer-
den. Die Raumplanung sollte daher in politischen Prozessen und fach- und 
ebenen-übergreifenden Gremien eine wichtige Rolle einnehmen (Bundesamt 
für Raumentwicklung (ARE), 2013; Svanda & Zech, 2023).

Koproduktion als koordiniertes und gleichberechtigtes Handeln von 
öffentlichen, privatwirtschaftlichen und zivilgesellschaftlichen Akteur_innen, 
wird als ein Schlüssel für eine integrierte räumliche Entwicklung angesehen. 
Ein Beispiel ist die gemeinsame Erstellung und Implementierung von integ-
rierten Stadtentwicklungskonzepten. Die Verknüpfung der Prinzipien der Ko-
produktion mit der repräsentativen Demokratie und der hierarchisch organi-
sierten Verwaltung erfordert in der Realität oft einen Balanceakt. Im Sinne der 
Koproduktion wird Verantwortung für den Raum basierend auf vereinbarten 
Zielen neu geteilt und wahrgenommen. Dazu müssen politische Entschei-
dungsträger_innen Entscheidungskompetenzen bewusst und verlässlich an 
stadtgesellschaftliche Akteur_innen abgeben. Die Akteur_innen können da-
durch über Ausrichtung und Umsetzung von Projekten mitentscheiden, müs-
sen aber auch die übernommene Verantwortung auf Grundlage der vereinbar-
ten Ziele wahrnehmen. Für die Verwaltung ergibt sich daraus eine Änderung 
ihrer Rolle Richtung Unterstützung der Akteur_innen und Qualitätssicherung 
in Bezug auf die vereinbarten Ziele (Heinig, 2022; Svanda & Zech, 2023).

3.3. Vorrang für den Bestand

Zur wirksamen Reduktion des Verbrauchs von Ressourcen und Energie muss 
dem Bauen im Bestand, dem Umbau und der Modernisierung bestehender 
Gebäude und Infrastrukturanlagen, vor Abriss, Neubau und Erweiterung Vor-
rang gegeben werden. Wenn bestehende Gebäude länger genutzt und nach-
haltig saniert werden, trägt das zur Schonung und Wiederverwendung von 
Flächen und Materialen im Sinn der Kreislaufwirtschaft bei. Die in der gebau-
ten Umwelt gebundene „graue“ Energie kann erhalten, wertvolle Ressourcen 
gespart und das Abfallaufkommen reduziert werden (DASL, 2022).

Die IG LEBENSZYKLUS BAU (2023) hat bei der Analyse von Best-
Practice Beispielen zu Entwicklungsmöglichkeiten im ländlichen Raum fol-
gende Erfolgsfaktoren als essenziell identifiziert:

 - Jeder Beitrag ist wertvoll und entscheidend für den Prozess-
erfolg (…)

 - Ein Mix aus raschen Umsetzungsmaßnahmen und Kontinui-
tät unterstützt, aktiv zu bleiben und die Akzeptanz zu wah-
ren (…)

 - Manchmal braucht es neue Sichtweisen von außen, um das 
große Ganze sehen zu können (…)

 - Fürsorge für eine Bodenvorsorge. (IG LEBENSZYKLUS 
BAU, 2023, S. 10)
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Die bestehenden Raumplanungsinstrumente sind konsequent zielorientiert 
für eine klimaverträgliche, bestandsorientierte Raumplanung einzusetzen. 
Dazu ist es auf der örtlichen Ebene wesentlich, die Festlegungen in den ört-
lichen Entwicklungskonzepten und Flächenwidmungsplänen in Bezug auf das 
Flächenmanagement zu konkretisieren. Für die örtlichen Entwicklungskon-
zepte müssen Mindestinhalte festgelegt werden, wie beispielsweise

 - eine verpflichtende Baulandbedarfsabschätzung auf regionaler 
Ebene nach standardisierten Modellen,

 - Aussagen zur Entwicklung des Siedlungs- und Freiraums unter der 
Prämisse des Flächensparens,

 - die Festlegung von Bereichen, die nicht bebaut werden dürfen, wie 
z. B. landwirtschaftliche oder ökologische Vorrangflächen,

 - sowie Festlegungen zu Bebauungsstrukturen und baukultureller 
Entwicklung. 

Im Flächenwidmungsplan müssen restriktive Kriterien für Neuwidmungen 
eingefordert werden. Baulandausweisungen sollen nur dann erfolgen, wenn 
keine geeigneten innerörtlichen Baulandreserven bestehen. Für unbebautes 
Bauland sind Regelungen zu schaffen, die nach einem bestimmten Zeitraum 
baulandmobilisierende Maßnahmen vorschreiben bzw. Rückwidmungen er-
möglichen, die durch kommunale Planungsinteressen begründet werden 
 (Kanonier & Schindelegger, 2018; ÖROK 2017, Svanda & Zech, 2023).

Auf der überörtlichen Ebene sind langfristige Strategien zum Flächen-
sparen in Kooperation mit der örtlichen Ebene, wie beispielsweise:

 - die Konkretisierung übergeordneter Raumordnungsziele 
zum Flächensparen,

 - die österreichweite Festlegung von Baulandgrenzen für 
Gebiete mit hohem Baulandwidmungsdruck in regionalen 
Raumplänen,

 - die Entwicklung von Modellen für die regionale Verteilung 
des Flächenbedarfes

 - sowie die überörtliche Festlegung von Mindestdichten und 
Mindestanteilen an flächensparenden Bauformen für eine 
qualitativ hochwertige Verdichtung [umzusetzen].  (Svanda 
& Zech, 2023, S. 538)

3.4. Kostenwahrheit durchsetzen

Zur Schaffung von Raumstrukturen für ein klimafreundliches Leben bedarf 
es der Kostentransparenz und der ökologischen Kostenwahrheit. Kosten der 
Beeinträchtigung von Ökosystemleistungen, Gesundheitsschäden, etc. sowie 
Kosten von räumlich ausgelagerten Effekten sind in planerische Prozesse 
einzubeziehen. Dazu müssen auch „versteckte“ Kosten, wie die Folgekos-
ten in der Siedlungsentwicklung erfasst und bewertet werden. Ebenso sind 
die Kosten des Nicht-Handelns in Richtung nachhaltiger Raumentwicklung 
darzustellen. Dadurch werden der bewusste Umgang mit Ressourcen und 
die Legitimation nachhaltiger Planungsvorhaben unterstützt (Akademie für 
Raumforschung in der Leibniz-Gemeinschaft (ARL), 2024).
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Die Durchsetzung der Kostenwahrheit bringt wesentliche finanzielle Anreize 
zur Verminderung der Flächeninanspruchnahme und des motorisierten Indi-
vidualverkehrs, zur Entwicklung im Bestand und zur Reduktion des  Material- 
und Energieverbrauchs. In vielen Bereichen der räumlichen Entwicklung wird 
ein zu hoher Ressourcenverbrauch dadurch gefördert, weil die externen so-
zialen und ökologischen Kosten nicht berücksichtigt werden. Dies gilt sowohl 
für die Inanspruchnahme von Flächen, Energie und Material und deren spä-
tere Entsorgung, als auch für den Transport von Personen und Gütern. Eine 
Preisbildung, die die ökologischen Kosten der einzelnen Verkehrsarten real 
abbildet, erhöht die Kosten für den motorisierten Individualverkehr und unter-
stützt damit den Umweltverbund (DASL, 2022). Eine Möglichkeit zur Reduk-
tion der externen Kosten des Autoverkehrs ist ihre Internalisierung, wie bei-
spielsweise durch eine stärkere CO2-Bepreisung (VCÖ, 2022).

Darüber hinaus ist es notwendig, fiskalische Instrumente wie beispiels-
weise den Finanzausgleich zu reformieren. Klimaschädliche Subventionen 
(z. B. Pendler_innenpauschale) sind abzuschaffen und klimanützliche Abga-
ben (z. B. Leerstandsabgabe) sowie Anreize (z. B. Entsiegelungsprämie) ein-
zuführen. In einer Vielzahl von fiskalischen Instrumenten wird deren räumli-
che Wirkung nicht beachtet („Raumblindheit“) oder sogar negative Wirkungen 
in Kauf genommen. Damit werden kontraproduktive Rahmenbedingungen für 
klimafreundliche Raumstrukturen geschaffen. So fördert beispielsweise die 
Kommunalsteuer den Wettbewerb der Gemeinden um Ansiedlungen, das 
Pendlerpauschale die flächenhafte Zersiedelung und die Wohnbauförderung 
berücksichtigt sparsame Flächeninanspruchnahme und Sanierung des Be-
standes zu wenig in ihren Förderkriterien (APCC, 2023c; Svanda & Zech, 
2023).

3.5. Neue Technologien an die Nachhaltigkeitsziele binden

Der technologische Fortschritt muss an Nachhaltigkeitszielen orientierte 
Regeln gebunden werden, um sekundäre Effekte wie den zusätzlichen Ver-
brauch von Ressourcen durch Rebound-Effekte zu vermeiden (DASL, 2022).

Im APCC SR „Klimafreundliches Leben“ wird gefordert, dass öster-
reichweit ein Förderprogramm für Energieraumplanung eingeführt wird. Un-
schärfen in nationalen Strategien, wie beispielsweise dem aktuellen Regie-
rungsprogramm oder Erneuerbaren-Ausbau-Gesetz (EAG), mit dem Ziel bis 
2030 die Produktionskapazitäten für erneuerbare Energie um 27 Terawatt-
stunden (TWh) zu vergrößern, das jedoch keine verbindliche Aufteilung des 
Ausbaukontingents auf die Bundesländer aufweist oder im Bereich der Photo-
voltaik Auskunft über die quantitative Aufteilung zwischen gebäudegebunden 
Anlagen und Freiflächenanlagen gibt, können Nutzungskonflikte hervorrufen. 
Wenn die Energieausbauziele auf Landesebene verbindlich gemacht werden 
und eine räumliche Zuordnung auf Länder und Gemeinden als Planungsträ-
ger erfolgt, wird die Steuerung des Ausbaus mittels Raumordnungsinstrumen-
tarium vereinfacht (Koscher, 2021; Svanda & Zech, 2023).
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4. ELEMENTE DER PLANUNGSWENDE

Die Herausforderungen der Transformation der räumlichen Entwicklung kön-
nen mit der gegenwärtigen Raumplanungspraxis nicht bewältigt werden. Pla-
nungsprozesse dauern zu lange, sind zu verrechtlicht und zu unflexibel, wo-
durch Ressourcen nicht richtig genutzt und Möglichkeiten zur Problemlösung 
versperrt werden (DASL, 2022).

Für eine Planungswende sind tiefgreifende strukturelle und prozes-
suale Veränderungen notwendig. Eine Modifizierung von Institutionen, Regu-
lierungen, Strategien und Praktiken ist dazu nicht ausreichend. Die Planungs-
wende erfordert eine „neue raumbezogene Governance, die neue Prozesse 
einleitet und bestehende nichtnachhaltige Prozesse beendet, also Exnovatio-
nen und Innovationen aktiv und innerhalb der planetaren Grenzen gestaltet“ 
(ARL, 2024, S. 5). Dabei sind soziale und ökologische Herausforderungen 
miteinander zu verbinden und integrierte Lösungen in Politik, Wirtschaft und 
Gesellschaft umzusetzen (ARL, 2024; Bärnthaler et al., 2024).

Biophysikalische Grenzen wie beispielsweise Flächenanteile für Na-
turschutz, Begrenzung von Schadstoffeinträgen, Restbudgets für CO2 Emis-
sionen oder Zielvorgaben, die aus internationalen Abkommen und nationalen 
Gesetzen abgeleitet werden können, sind als evidenzbasierte rahmenset-
zende Leitplanken zu benennen und anzuerkennen. Diese übergeordneten 
Ziele sind als Grundlage für die bestehenden Instrumente der Raumplanung 
zu konkretisieren und zu operationalisieren, damit die Planungskonzepte die 
notwendigen Veränderungen (Exnovationen und Innovationen) verräumli-
chen können. Die Umsetzung soll dabei nicht über eine neue Konzeptebene, 
sondern eine Qualifizierung von etablierten Instrumenten der Raumplanung 
erfolgen. Wesentlich dabei sind die Verknüpfung der Sektoren in einer inte-
grierten Planung und eine sektorenübergreifende Umsetzung (ARL, 2024).

Die Berliner Erklärung der Deutschen Akademie für Städtebau und 
Raumplanung benennt die erforderlichen strukturellen Änderungen der recht-
lichen, organisatorischen und finanziellen Rahmenbedingungen auf allen 
Ebenen der räumlichen Planung mit „Bodenwende umsetzen (…), Teilhabe 
und Beteiligung in der Planung neu regeln und ihr „soziales Kapital“ heben 
(…), institutionelle Strukturen verändern und Rechtsrahmen reformieren (…), 
sozialen Ausgleich sichern und Gemeinwohl stärken“ (…) [und] Leitlinien der 
Planung und Gestaltung neu justieren“ (DASL, 2022, S. 7–9). 

Novy & Barlow (2022) haben, aufbauend auf Forschungen warum 
Klimaschutzmaßnahmen bisher so wenig Wirkung zeigen, das Konzept der 

„Transformativen Klimamaßnahmen“ eingeführt. Sie definieren transformative 
Klimamaßnahmen über drei Elemente (wünschenswert, wirksam und durch-
setzbar) und sechs Merkmale, die in verschiedenen Kontexten mehr oder we-
niger effektiv sind.

Klimamaßnahmen sind dann transformativ, wenn sie zugleich

 - wünschenswert sind, d. h. Akteur_innen verfolgen gemeinsame, 
kollektiv definierte Ziele;

 - wirksam, indem sie das Potential haben, die gewünschten Ziele zu 
erreichen und

 - umsetzbar/durchführbar, weil sie die Potentiale im Hier und Jetzt 
nutzen. 
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Wenn eine Klimamaßnahme nicht alle drei dieser Bestandteile erfüllt, ist sie 
nicht transformativ.

Wünschenswerte Klimamaßnahmen beruhen auf kollektiv selbst defi-
nierten Zielen einer Gemeinschaft, die von einer Nachbarschaft bis zu einer 
internationalen Gemeinschaft reichen kann. Gemeinsame kollektiv definier-
te Ziele entstehen nicht durch das „Aufaddieren“ individueller Präferenzen, 
sondern durch eine gemeinsame Vorstellung von einem guten Leben. In der 
Klimapolitik wird dieses Ziel zunehmend als gutes Leben für alle innerhalb der 
planetarischen Grenzen gemäß der Sustainable Development Goals (SDGs) 
der UN und des Pariser Abkommens, einschließlich der Maßnahmen zur Ab-
schwächung und Anpassung definiert. Dieses Ziel wird jedoch oftmals ande-
ren wirtschaftlichen und politischen Zielen untergeordnet (Novy, 2020; Novy 
& Barlow, 2022).

Wirksam sind Maßnahmen, wenn sie das Potenzial haben, das Wün-
schenswerte zu erreichen. Wirksame Maßnahmen ändern nicht nur die Folgen 
wie beispielsweise durch technische Maßnahmen zum Hochwasserschutz, 
sondern durch Verringerung der Anfälligkeit und Erhöhung der Widerstands-
fähigkeit werden auch die Ursachen bekämpft. Wirksame Klimamaßnahmen 
tragen dazu bei, gleichzeitig die Ursachen abzuschwächen und die Räume 
besser anzupassen, wie beispielsweise durch Retentionsflächen, Bäume 
oder in Städten durch das Schwammstadt-Prinzip.

Durchführbar sind Maßnahmen, die hier und jetzt umgesetzt werden 
können und damit Potenziale verwirklichen. Die Durchführbarkeit ist entschei-
dend und die Widerstände hierfür sind oft ein entscheidendes Hindernis für die 
Umsetzung der für die Abmilderung des Klimawandels und die Begrenzung 
des Temperaturanstieges wünschenswerten und wirksamen Maßnahmen.

Transformative Klimamaßnahmen zielen darauf ab

 - die klimapolitischen Zielsetzungen um sozial-ökologische Zielen zu 
erweitern,

 - klimafreundliche Rahmenbedingungen zu schaffen,
 - pragmatisches und radikales Handeln zu verbinden,
 - die Grundversorgung zu sichern und den Überkonsum zu begren-

zen,
 - der Vermeidung von Schäden Vorrang einzuräumen und
 - auf verschiedenen Ebenen zu handeln. 

Es müssen nicht unbedingt alle Merkmale erfüllt sein, damit eine Maßnahme 
als Transformative Klimamaßnahme angesehen werden kann, doch je mehr 
Merkmale eine Maßnahme oder ein Maßnahmenbündel aufweisen, desto 
wirksamer wird sie sein (Novy & Barlow, 2022).

4.1. Klimafreundliche Rahmenbedingungen schaffen und Bodenwende 
umsetzen

In Österreich ist es derzeit vor allem in Kleinstädten und dem ländlichen Raum 
schwierig, klimafreundlich zu leben, da die bestehenden Strukturen in vielen 
Lebensbereichen wie Arbeit, Wohnen, Einkaufen oder Freizeitgestaltung kli-
maschädigendes Verhalten fördern und klimafreundliches Leben erschweren 
(APCC, 2023b).
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Um ein klimafreundliches Leben für Alle zu sichern, muss sich die Aufmerk-
samkeit vom individuellen Verhalten Einzelner und wie sie ihr Verhalten in den 
bestehenden Strukturen ändern sollen, stärker auf die Gestaltung der Rah-
menbedingungen und Strukturen verlagern, welche den individuellen Hand-
lungsspielraum abgrenzen, einschränken und ermöglichen. Klimabezogene 
Maßnahmen, die sich auf die Bewusstseinsbildung und die Verlagerung der 
Verantwortung auf den Einzelnen konzentrieren, waren bisher außerordent-
lich ineffektiv. Es reicht also nicht, an die Menschen zu appellieren, sich klima-
freundlich zu verhalten. Anstatt individuelle Verhaltensweisen und Lebensstile 
zu moralisieren, sollen klimaschädigende Strukturen rückgebaut und klima-
freundliche Strukturen und Rahmenbedingungen aufgebaut werden, z. B. 
durch Landnutzungspolitik, steuerliche Anreize, Subventionen und sozial-
ökologische Infrastrukturen (APCC, 2023b; Novy & Barlow, 2022).

„Eine von Bund, Ländern und Gemeinden ernst genommene, steue-
rungsfreudige Raumplanung/Raumordnung und neue Formen von Planungs- 
und Beteiligungsprozessen könnten maßgeblich zur Trendumkehr von klima-
schädigenden zu klimafreundlichen Lebens- und Wirtschaftsweisen beitragen“ 
(Svanda & Zech, 2023; S. 543). Die Schaffung klimafreundlicher Rahmenbe-
dingungen erfordert eine systematische Änderung der bestehenden Spiel-
regeln, die nicht nachhaltige Lebensweisen nicht länger begünstigt. Trans-
formative Klimamaßnahmen sind Maßnahmenportfolios, mit denen Regeln 
geschaffen werden, um klimaschädigende Lebensweisen zu reduzieren. Für 
den Bereich Wohnen bedeutet das, ressourcenintensive Wohnformen wie 
beispielsweise zersiedeltes suburbanes Wohnen einzuschränken und klima-
freundliches Wohnen zu belohnen. Transformative Klimamaßnahmen setzen 
Grenzen für die Flächeninanspruchnahme, die Bodenversiegelung und maxi-
male Wohnungsgrößen und unterstützen u. a. durch Bebauungsvorschriften 
den Umbau und die Sanierung bestehender Gebäude sowie die Planung von 
gemeinschaftlichen Mehrfamilienhäusern (z. B. Cohousing) und sie beenden 
die Subvention der sozialen Kosten des autozentrierten Mobilitätssystems 
(Novy & Barlow, 2022).

Für eine soziale und nachhaltig orientierte Raumentwicklung spielt der 
Boden, seine Verfügbarkeit und Nutzung eine große Rolle. Die aktuell do-
minante Verknüpfung von lokalen Bodenmärkten mit internationalen Finanz-
märkten führt zu verbreiteter Bodenspekulation und anhaltender Inanspruch-
nahme landwirtschaftlicher Flächen für neue Wohn- und Gewerbegebiete. Ein 
gutes Leben für Alle innerhalb der planetaren Grenzen ist daher nur mit einer 
Bodenwende möglich (DASL, 2022). Zentrales Ziel der Bodenwende ist es, 
die Ressource Boden besser zu nutzen. Im Sinne der intergenerativen Ge-
rechtigkeit und zum langfristigen Erhalt der Daseinsvorsorge ist die Regulie-
rung des Umgangs mit der begrenzten Ressource Boden erforderlich (ÖROK, 
2023).

Das Bündnis Bodenwende, das im Jahr 2020 von der Deutschen Aka-
demie für Städtebau und Landesplanung (DASL) initiiert wurde, setzt sich für 
eine gemeinwohlorientierte Bodenpolitik und eine sozial gerechte und nach-
haltige Entwicklung in Stadt und Land ein. Die Ressource Boden ist auf allen 
räumlichen Ebenen essentiell für die ökologische Zukunftsfähigkeit und die 
räumliche soziale Gerechtigkeit. Zur Sicherung des Bodens sind u. a. Flä-
chensparziele festzulegen, grüne und blaue Infrastrukturen auszubauen und 
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regionale Bodenfonds für ein integriertes Bodenmanagement zu etablieren. 
Eine Forderung des Bündnisses ist: 

die Instrumente der Raumordnung so zu stärken, dass räumliche Dis-
paritäten ausgeglichen werden können und bodenpreistreibenden 
Flächenkonkurrenzen begegnet werden kann. Dazu gehört, die Er-
arbeitung integrierter kommunaler Entwicklungskonzepte und Strate-
gien für ein langfristig tragfähiges Flächenmanagement verbindlicher 
zu gestalten sowie finanziell zu unterstützen. (Bündnis Bodenwende, 
2021, S. 3)

Im Februar 2024 wurde die „Bodenstrategie für Österreich“ mit der grund-
sätzlichen Zielrichtung der substanziellen Reduktion der Flächeninanspruch-
nahme durch Siedlungs- und Verkehrsflächen bis zum Jahr 2030 bei einem 
Treffen der Landesraumordnungsreferent_innen von allen Bundesländern be-
schlossen. Generelle Zielsetzungen nach ÖROK (2023, S. 14) sind:

 - „Schutz von Frei- und Grünland
 - Unterbindung der Zersiedelung
 - Effiziente Innenentwicklung
 - Intensivierung der Bewusstseinsbildung und Öffentlichkeitsarbeit“. 

Zur Umsetzung einer Bodenwende muss das bodenrechtliche Instrumenta-
rium ergänzt werden. An zentraler Stelle steht dabei die Besteuerung von 
Wertsteigerungen von Immobilien, die ohne eigene Leistungen ihrer Eigen-
tümer_innen entstehen. Damit kann zum einen die Verfügbarkeit von Immo-
bilien erhöht und zum anderen können die Einnahmen für eine Transforma-
tion der Infrastruktur verwendet werden. Des Weiteren sind die rechtlichen 
und finanziellen Möglichkeiten der Gemeinden beim Erwerb von Flächen und 
Gebäuden zu erweitern, da kommunaler Grundbesitz und Flächenvorsorge 
ein wichtiger Faktor bei der Bereitstellung von leistbarem Wohnraum und ge-
eigneten Flächen für Gewerbe, Infrastruktur und Nahversorgung sowie Aus-
gleichsflächen für Stadtklima, Wasser und Artenschutz sein können (DASL, 
2022).

4.2. Neujustierung der Leitlinien der Planung und Gestaltung zur 
Vermeidung von negativen Klimafolgen

Die Leitlinien der Planung und Gestaltung müssen neu justiert werden. Es 
braucht räumliche Leitbilder, mit denen die gerechte, grüne und produktive 
Stadt gemäß der Neuen Leipzig-Charta (eu2020.de, 2020) innerhalb der 
planetaren Grenzen konkretisiert und die Zukunftsbilder von Stadt und Re-
gion anschaulich und erstrebenswert gemacht werden. Es bedarf aber auch 
Planungsprinzipien, mit denen der Unsicherheit und Widersprüchlichkeit zu-
künftiger Entwicklungen begegnet werden kann, wie beispielsweise die Nut-
zungsoffenheit von Lösungen, Mehrfachnutzungen/Mehrgewinnstrategien 
und Befristung und Reversibilität von Maßnahmen (DASL, 2022).

Transformative Planung konzentriert sich statt auf die Symptome auf 
Ursachen und Wirkungen. Mit dem Ansatz der „Problemverschiebung“ kann 
ein Problem, wie beispielsweise eine hohe Zahl von Wohnungssuchenden, 

https://eu2020.de
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in seinen kausalen Zusammenhängen vorverschoben (Wozu führt das Pro-
blem?) und rückverschoben (Woher kommt das Problem?) werden. Dafür ist 
eine integrierte Betrachtung notwendig und es werden neue Suchräume zur 
Lösung des Problems eröffnet, wie beispielsweise eine Forcierung des geför-
derten Wohnbaus anstatt weiterer Baulandausweisungen (ARL, 2024).

Die wirksamste Maßnahme, den Klimawandel zu bekämpfen ist, 
schädliche Handlungen zu vermeiden resp. unmöglich zu machen. Eine er-
folgreiche Transformation ist nur möglich, wenn die Bedürfnisbefriedigung mit 
dem Ziel der Suffizienz anders organisiert wird, um mit weniger Ressourcen-
verbrauch und Emissionen gut leben zu können. Dazu gehört im Sinne der 
Postwachstumsgesellschaft, die Grundversorgung durch sozialökologische 
Infrastrukturen zu sichern und Bedürfnisse weniger über neue Güter zu be-
friedigen. Im Bereich der Raumplanung bedeutet das beispielsweise, verdich-
tete und hochwertige Siedlungsstrukturen mit belebten Ortskernen, kurzen 
Wegen und dezentraler Daseinsvorsorge zu erhalten und auszubauen (Novy 
& Barlow, 2022).

Das „Vermeiden-Verlagern-Verbessern-Modell“ (VVV-Modell) unter-
scheidet drei Arten von Klimamaßnahmen: Vermeiden bezieht sich auf alle 
Maßnahmen, die den unnötigen Energieverbrauch durch eine Umgestaltung 
der Systeme reduzieren, Verlagerung bezieht sich auf die Umstellung auf 
wettbewerbsfähige effiziente Technologien und Verbessern auf Effizienz-
steigerungen bei bestehenden Technologien (International Panel on Climate 
Change (IPCC), 2022; Novy & Barlow, 2022). Verbesserungsoptionen sind 
zwar generell durchführbar, aber am wenigsten effektiv. Die Umsetzung von 
Klimaschutzmaßnahmen, mit Hilfe derer die Emissionen vermieden und ver-
lagert werden, ist oft mit dem Widerstand mächtiger und wohlhabender Ak-
teur_innen konfrontiert.

Transformative Klimamaßnahmen vermeiden und verlagern Emissio-
nen mit einem breiten Maßnahmenbündel. Am Beispiel der Mobilität bedeu-
tet dies Emissionen durch eine Verringerung des Pendlerverkehrs z. B. durch 
Nutzungsmischung oder Homeoffice zu vermeiden und durch eine Attraktivie-
rung des öffentlichen Verkehrs zu verlagern. Als Teil eines Maßnahmenbün-
dels können auch Klimamaßnahmen, mit denen die Effizienz verbessert wird, 
wie z. B. mit erneuerbaren Energien betriebene Elektrobusse, transformativ 
sein (Novy & Barlow, 2022).

4.3. Klimapolitische Zielsetzungen um sozial-ökologische Ziele erweitern

Damit Klimamaßnahmen durchführbar werden, müssen die Ziele der Klima-
politik umfassendere sozial-ökologische Ziele wie Beschäftigung, Gesundheit, 
Bildung und Pflege berücksichtigen. Transformative Klimamaßnahmen zielen 
darauf ab, in einem integrierten Ansatz Klima- mit Sozialpolitik zu verbinden. 
Sozialer Zusammenhalt ist eine Vorbedingung für wirksame, aber oft ehrgeizi-
ge und umstrittene ökologische Maßnahmen (Novy & Barlow, 2022).

Der Ressourcenverbrauch ist in Österreich wie auch global sehr un-
gleich verteilt. Soziale Ungleichheit führt dazu, dass eine Unterversorgung 
und damit ein Mangel an Verwirklichungschancen der einen, mit einer Über-
versorgung und einem erhöhten Beitrag zur Überschreitung der planetaren 
Grenzen der anderen einhergeht. Der Abbau der Ungleichheit reduziert nicht 
nur Risiken für vulnerable Bevölkerungsgruppen, sondern entlastet auch den 
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Ressourcenverbrauch (Bärnthaler et al., 2024). Die notwendigen Änderungen 
der Raumnutzung bedeuten auch eine tiefgreifende Änderung unserer Le-
bensweisen. Diese Transformation kann nur gelingen, wenn die damit verbun-
denen Lasten gerecht verteilt werden und die soziale Spaltung in der Gesell-
schaft vermindert wird. Die öffentliche Daseinsvorsorge als ein wesentliches 
soziales Element der Transformation muss gestärkt werden, um Basisdienst-
leistungen und Mindestversorgungsstandards in strukturschwachen Regio-
nen zu sichern. Dienstleistungen und Projekte aus der Zivilgesellschaft bieten 
oft neue Lösungen (die durch den Markt nicht bereitgestellt werden können) 
mit Vorbildwirkung wie der Bestand gesichert und umgenutzt werden kann. 
Die Umsetzung solcher Projekte kann durch flexiblere Genehmigungsverfah-
ren, eine einfachere Steuerung der Bodennutzung und finanzielle Unterstüt-
zung gefördert werden (DASL, 2022).

Ein klimafreundliches Leben ist nur möglich, wenn die Rahmenbe-
dingungen für Alltagsroutinen und individuelle Konsumentscheidungen ver-
ändert werden und die Priorität auf der Befriedigung von Grundbedürfnissen 
liegt. Die Bereitstellung von umwelt- und sozialverträglichen Produkten und 
Dienstleistungen muss ohne materielle Armut und ohne Überkonsum gesi-
chert werden (Fischer et al., 2023). Durch den Ausgleich sozioökologischer 
Ungleichheiten – Überkonsum versus Unterversorgung – kann ein angemes-
sener Lebensstandard durch die Bereitstellung grundlegender Güter und 
Dienstleistungen wie Wohnraum, Nahrungsmittel und Energie gesichert und 
gleichzeitig überdurchschnittliche Emissionen und Ressourcenverbrauch 
durch diejenigen, die über mehr Einkommen und Vermögen verfügen, redu-
ziert werden (Novy & Barlow, 2022).

Eine sozial-ökologische Transformation benötigt strukturelle Verän-
derungen, wie beispielsweise die Schaffung eines Mobilitäts-Basisangebots, 
das allen Menschen ermöglicht, nachhaltig mobil zu sein. Wenn die öffentli-
che Hand im Sinne einer „Nachhaltigen Mobilitätsgarantie“ eine Mindestquali-
tät der Versorgung mit leistbarem öffentlichem Verkehr garantiert, lassen sich 
Preissteigerungen im motorisierten Individualverkehr aufgrund der Einprei-
sung von umwelt- und gesellschaftlichen Kosten und andere Einschränkun-
gen des Autoverkehrs verargumentieren (Bärnthaler et al., 2024). Ein Beispiel 
für die Sicherstellung der Grundversorgung und die Begrenzung des Über-
konsums ist die Subventionierung des öffentlichen Verkehrs bei gleichzeitiger 
Begrenzung der Zahl der Privatfahrzeuge. Die Subventionierung des öffent-
lichen Verkehrs ist eine Klimamaßnahme mit Verteilungswirkung zugunsten 
der ärmeren Haushalte. Das ist ein pragmatischer Schritt auf dem Weg zu 
einer radikaleren Maßnahme: dem Angebot kostenloser öffentlicher Verkehrs-
mittel für alle Einwohner, so wie es in Luxemburg im Jahr 2020 eingeführt 
wurde (Novy & Barlow, 2022; Großherzogtum Luxemburg, 2024).

4.4. Governance weiterentwickeln

Klimaschutz und Klimawandelanpassung erfordern eine neue Governance-
Kultur in räumlichen Planungsprozessen mit einer Mischung aus hoheitlichen 
Instrumenten und Governance-Strukturen. Insbesondere im Bereich der inter-
kommunalen/regionalen Kooperation werden kommunikations- und prozess-
orientierten Arbeitsweisen verstärkt eingesetzt (Svanda & Zech, 2023).
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Für das Zustandekommen von zukunftsfähigen Lösungen, die einzelnen 
Lebensrealitäten gerecht werden, müssen Menschen systematisch in die 
Entwicklung eingebunden werden. Dabei ist es wesentlich, dass Entschei-
dungen nachvollziehbar und verbindlich getroffen werden (Bärnthaler et al., 
2024). Damit Öffentlichkeitsbeteiligung die öffentliche Debatte sichert und 
nicht durch die Verhandlung von Partikularinteressen das eigentliche Ziel der 
Konsensbildung verfehlt, ist darauf zu achten, dass informelle Formen der 
Öffentlichkeitsbeteiligung lokale und regionale Akteur_innen stärken und zur 
Teilhabe und Mitgestaltung ermutigen sowie Freiräume zur Erzeugung und 
Nutzung von lokalem Wissen eröffnen, um so Erfahrungen von Selbstwirk-
samkeit erlauben. Bei den formellen Verfahren der Öffentlichkeitsbeteiligung 
in der räumlichen Planung geht es darum, echte Teilhabe an Entscheidungen 
zu ermöglichen, das Ziel ist Mitwirkung in Verantwortung (DASL, 2022). Nur 
so kann die hohe Akzeptanz in der Bevölkerung gewonnen werden, die für ein 
breit angelegtes gesellschafts- und wirtschaftspolitisches Reformprojekt wie 
die Planungswende notwendig ist (ARL, 2024).

Räumliche Strukturen werden von unterschiedlichen Akteurs- und In-
teressensgruppen auf den Ebenen der Gemeinden, Regionen, Länder und 
des Bundes gestaltet. Die regionale bzw. überörtliche Planungsebene ist für 
räumliche Transformationskonzepte dabei sehr wesentlich. Die Erstellung von 
regionalen Konzepten sollte mit maßgeblicher Beteiligung der Gemeinden er-
folgen, die auch für die Umsetzung auf kommunaler Ebene verantwortlich 
sind (ARL, 2024). Die Komplexität der Herausforderung der klimagerechten 
Raumentwicklung erfordert eine ebenen- und sektorenübergreifende Abstim-
mung und Koordination. In vielen Handlungsfeldern der Raumentwicklung 
können integrierte Ziele nur erreicht werden, wenn sie sowohl auf der überge-
ordneten Steuerungsebene strategisch und langfristig ausgerichtet als auch 
auf der lokalen Ebene an die laufende Entwicklungsplanung und konkrete 
Planungen anschlussfähig sind (Bauriedl et al., 2021).

Transformative Klimamaßnahmen sind auf mehreren Ebenen ange-
siedelt. Sie werden partizipativ unter Einbindung von Zivilgesellschaft und 
Wissenschaft erarbeitet. Ihre Umsetzung erfordert Kooperationen und Koordi-
nationen zwischen den Ebenen. Mit Klimamaßnahmen müssen die verschie-
denen Potenziale auf unterschiedlichen Ebenen mobilisiert werden (Novy & 
Barlow, 2022).

4.5. Institutionelle Strukturen verändern und radikale und pragmatische 
Maßnahmen verknüpfen

Raumplanung ist in Deutschland und Österreich in einem komplexen födera-
len System in einer historisch gewachsenen Politik- und Planungskultur ver-
ankert. Dieser über Jahrzehnte stabile institutionelle und rechtliche Rahmen 
der Planung eignet sich jedoch nur begrenzt für den gegenwärtig notwen-
digen Transformationsprozess, da die Verfahren zu schwerfällig, überdiffe-
renziert und oft in sich widersprüchlich sind. Eine grundlegende Reform des 
institutionellen Kontexts und des rechtlichen Rahmens der Raumplanung ist 
notwendig, mit der Verfahren vereinfacht, beschleunigt und für Experimente 
geöffnet werden. Die rechtlich verbindlichen Aussagen in Planwerken sollen 
auf ihre elementaren Festlegungen zurückgeführt und das Recht anwen-
dungsfreundlicher weiterentwickelt werden. Für die unterschiedlichen Pla-
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nungsebenen sollen übergeordnete Ziele in klare Vorgaben für die einzelnen 
Ebenen gefasst werden. Die regionale Planungsebene soll gestärkt und Ko-
operation zwischen Gebietskörperschaften unterstützt werden (DASL, 2022).

Dualistisches Denken, das zu „Entweder-Oder“-Entscheidungen führt – 
kleine oder große Veränderungen, pragmatisch oder radikal, schrittweise oder 
systemisch – schränkt das Verständnis der Realität ein. Multiperspektivität 
verbessert das Verständnis der Herausforderungen und erweitert den Hand-
lungsspielraum. Eine „Sowohl-als-auch“-Strategie kombiniert verschiedene 
Maßnahmen und erweitert die Unterstützung für Klimamaßnahmen, da sie 
verschiedene Bevölkerungsgruppen begünstigt. Radikale Maßnahmen sind 
oft nicht allein durchsetzbar, wie z. B. ein Verbot von Neuwidmungen von Bau-
land. Pragmatische Maßnahmen allein sind leichter umzusetzen, aber in ihrer 
Wirksamkeit beschränkt.

Eine Klimamaßnahme, ob pragmatisch oder radikal, ist nicht per se 
transformativ. Transformative Klimamaßnahmen sind immer Maßnahmenbün-
del, die pragmatische und radikale Veränderungen umfassen. Sie verbinden 
kleine mit tiefgreifenden Veränderungen und kurzfristigen mit langfristigem 
Nutzen. Transformatorische Anpassungen führen zu systemverändernden 
Maßnahmen, wie der Abkehr von einem Mobilitätssystem, das auf motori-
sierten Individualverkehr ausgerichtet ist. Es ist wichtig, erste pragmatische 
und wirksame Schritte hin zu einem radikalen Wandel zu würdigen, da sie die 
Richtung in eine notwendige Zukunft vorgeben. Ein Beispiel ist die Wiederbe-
lebung von Ortskernen, die von lokalen Akteur_innen organisiert, als transfor-
mative Innovation in kleinem Maßstab beginnen kann. Wenn die Ortskernbe-
lebung mit Maßnahmen wie beispielsweise Mobilität und Planen im Bestand 
kombiniert wird und kurzfristige Verbesserungen mit langfristigen Zielen ver-
bunden werden, kann sie zu einer transformativen Klimamaßnahme werden 
(Novy & Barlow, 2022).

5. CONCLUSIO – VERANTWORTUNG ÜBERNEHMEN FÜR DEN 
UMGANG MIT BEGRENZTEN RESSOURCEN

Die notwendige Transformation der räumlichen Strukturen zu Raumstruktu-
ren, die ein klimafreundliches Leben für Alle ermöglichen, erfordert eine Neu-
orientierung der raumrelevanten Planungen. Alle Ebenen der Raumplanung 
sowie die raumrelevanten Sektoralplanungen müssen eine stärkere Verant-
wortung für den Umgang mit begrenzten Ressourcen wie dem Boden über-
nehmen (ARL, 2024).

Wesentlich dabei sind das Planen und Handeln in Systemzusammen-
hängen und Kreisläufen, eine starke Prozessorientierung sowie transdiszi-
plinäre Kooperation (DASL, 2022). Diese Anforderungen können mit einer 
positiven und prozessualen Planung erfüllt werden. Raumplanung koordiniert 
und integriert die verschiedenen Ansprüche an den Raum auf unterschied-
lichen räumlichen Ebenen. Im Sinne der Planungswende erfordert dies ein 
verändertes, adaptives Planungsverständnis, das Vorbehalte entkräftet und 
Entscheidungsprozesse transparent gestaltet. In Anbetracht der Dringlichkeit 
muss die Raumplanung unverzüglich und dynamisch und nach bestem Wis-
sen im Sinne einer klimagerechten Raumentwicklung handeln. Dabei soll sie 
nicht nur auf neue Entwicklungen und Herausforderungen reagieren, sondern 
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diese auch antizipieren und vorausdenken. Die Unsicherheit in Bezug auf den 
Klimawandel erfordert von den Planenden stärker in Varianten zu denken und 
Pläne und Konzepte laufend weiterzuentwickeln. Szenarien, Testplanungen 
und Experimentierräume gewinnen an Bedeutung. In der prozessualen Pla-
nung können neue wissenschaftliche Erkenntnisse stetig für die Politik und 
Planungspraxis nutzbar gemacht und partizipative Elemente integriert wer-
den (ARL, 2024).
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